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Anfrage Favre Accola 

 

betreffend mehr Schutz für Kinder und Jugendliche gegen sexuelle Übergriffe  

und Missbrauch 

 

Antwort der Regierung  

 

Aus Sicht der Regierung ist dem Schutz und dem Wohl von Kindern und Jugendli-

chen in ihrem natürlichen Entwicklungsprozess in hohem Masse Rechnung zu tra-

gen. Insbesondere ist ein stützendes Umfeld im familiär-privaten Raum und in der 

Schule für die persönliche Entwicklung und Entfaltung unserer Kinder und Jugendli-

chen von unschätzbarem Wert. 

Zu Frage 1: Kantonale gesetzliche Bestimmungen übertragen die Anstellungskom-

petenz von Lehrpersonen den Schulträgerschaften im Rahmen derer Regelungs-

grundlagen. Fehlen solche, können subsidiär die personalrechtlichen Bestimmungen 

des Kantons angewandt werden. Die kantonale Schulaufsicht empfiehlt im Rahmen 

ihrer Tätigkeiten situativ den Schulträgerschaften, einen Strafregisterauszug und ei-

nen Sonderprivatauszug im Wahlprozess einzufordern. 

Zu Frage 2: Der Kanton hat mit dem Verein Adebar, Beratungsstelle für Familienpla-

nung, Sexualität, Schwangerschaft und Partnerschaft Graubünden, einen Leistungs-

auftrag. Die Vereinbarung beinhaltet das Angebot "Sexualpädagogik in den Schulen 

des Kantons Graubünden". Ein Ziel des Angebots ist, dass alle Kinder im Kanton 

Graubünden altersgerecht aufgeklärt sind. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der nach-

haltigen Prävention gegen sexuellen Missbrauch. Über die Nutzung des Angebots 

entscheiden Schulen und Gemeinden. Die Nachfrage ist steigend. Der Kanton hat 

deshalb die finanzielle Unterstützung für das Angebot im Leistungsauftrag 2019-2022 

erhöht. 

Zu Frage 3: Die bereits bestehenden Materialen und Konzepte von Swiss Olympic 

sind ein gutes Instrument für mehr Schutz für Kinder und Jugendliche gegen sexuelle 
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Übergriffe und Missbrauch. Zudem basieren diese auf schweizweiten Erfahrungen 

und werden mit Hilfe von Partnerorganisationen laufend weiterentwickelt. Der Kanton 

Graubünden thematisiert vorbeugende Massnahmen über den kantonalen «cool and 

clean»-Botschafter und die durch den Kanton organisierten J+S Aus- und Weiterbil-

dungskurse für Leiterinnen und Leiter. Die Regierung erachtet die Multiplikation nati-

onaler Programme sowie die Zusammenarbeit mit Partnerorganisationen als effizien-

ter und effektiver als die Erarbeitung eigener kantonaler Standards.  

Zu Frage 4: Pädophile oder deren Angehörige können sich an die Psychiatrischen 

Dienste Graubünden oder private Psychiaterinnen und Psychiater wenden. Sodann 

bietet das unabhängige Institut forio Beratung und Therapien für Männer mit pädo-

philen Neigungen an. Früherkennung von Kindsmisshandlungen und sexuelle Gewalt 

sind die Haupttätigkeitsfelder der Stiftung Kinderschutz Schweiz. Der Verein Lilli bie-

tet anonyme Online-Beratung und Information mit dem Ziel der Prävention von Ge-

walt und der Förderung sexueller Gesundheit. Die kantonalen Opferhilfeberatungs-

stellen beraten und unterstützen Opfer von sexuellem Missbrauch. Aufgrund der be-

reits bestehenden Angebote sieht die Regierung derzeit keinen unmittelbaren An-

lass, einen entsprechenden Leistungsauftrag für eine spezialisierte Beratungsstelle 

im Kanton Graubünden zu überprüfen bzw. zu erteilen. 

Zu Frage 5: Die Polizei beschränkt sich in der Kinderschutzthematik auf ihre Kern-

aufgabe der Ermittlung in Zusammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft und der Opfer-

hilfe. Eine wesentliche Aufgabe bei der Prävention kommt auch der Schule zu. Im 

neuen Lehrplan 21 GR wird diesem Aspekt ab Kindergartenstufe die gebührende Be-

deutung beigemessen.  

Zu Frage 6: Die Regierung unterstützt das Hauptanliegen der geplanten Revision 

des Strafgesetzbuches. Täter und Täterinnen, die Übergriffe gegen Kinder und Ju-

gendliche begehen, handeln besonders verwerflich. Dies ist entsprechend zu sankti-

onieren. Jedoch erachtet die Regierung statt eines Festlegens von Mindeststrafen 

die Anhebung der Höchststrafe als geeigneteres Instrument.  

 

  

 Namens der Regierung 
 Der Präsident: Der Kanzleidirektor: 

  

Dr. Jon Domenic Parolini  Daniel Spadin 

 

 


